
land wird das Recht haben, nationale Streitkräfte zu 
besitzen, die für die Sicherung der Landesverteidigung 
notwendig sind (Art. 26). Der Friedensvertragsentwurf 
sichert Deutschland eine in keiner Weise eingeschränkte 
Entwicklung seiner Friedenswirtschaft und verbietet 
jegliche Beschränkungen seines Außenhandels, seines 
Schiffsverkehrs und des Zugangs zu den Weltmärkten 
(Art. 32). Im Zusammenhang mit der Befreiung von 
jeglichen weiteren Reparationsleistungen (Art. 41) 
wäre das deutsche Volk in der Lage, sein Volkseinkom­
men für die Entwicklung der Friedenswirtschaft zu 
verwenden. Die Verbündeten und Vereinten Mächte 
verpflichten sich, den Antrag Deutschlands auf Auf­
nahme in die UNO zu unterstützen, so daß dem deut­
schen Volk die Möglichkeit gegeben würde, auch dort 
seine Interessen wahrzunehmen. Deutschland würde 
dadurch in die Lage versetzt, gleichberechtigtes Mit­
glied aller internationalen Abkommen, Organisationen 
und Sicherheitssysteme zu werden, soweit sie nicht zu 
den Prinzipien des Völkerrechts und dem Friedens­
vertrag im Widerspruch stehen. Der vorgesehene Ab­
zug aller ausländischen Truppen aus Deutschland und 
die Liquidierung aller ausländischen Militärstütz­
punkte auf deutschem Territorium sowie das Verbot 
der späteren Stationierung ausländischer Streitkräfte 
und der Übertragung von Stützpunkten (Art. 30), der 
Austritt aus der NATO und anderen, der NATO unter­
geordneten Bündnissen (Art. 5) würde auch für die 
Bundesrepublik die Möglichkeit schaffen, die einem 
souveränen Staat zustehenden Rechte wahrzunehmen.

Die Verwirklichung dieser und der anderen Be­
stimmungen des Friedensvertragsentwurfs würde die 
Hindernisse beseitigen, die die Bonner Regierung und 
die Regierungen der drei Westmächte der Durch­
setzung des nationalen Selbstbestimmungsrechts des 
deutschen Volkes und seiner Souveränität in den Weg 
gelegt haben. Die Deutsche Demokratische Republik 
würde ihrerseits aus dem Warschauer Vertrag aus- 
scheiden (Art. 5), und die auf ihrem Territorium auf 
der Grundlage des Vertrags über die Beziehungen zwi­
schen der Deutschen Demokratischen Republik und der 
UdSSR vom 20. September 19556 stationierten sowjeti­
schen Truppen würden abgezogen werden.

Das Prinzip des nationalen Selbstbestimmungsrechts 
und das Prinzip der Souveränität können jedoch nicht 
losgelöst vom Prinzip der Friedenssicherung betrach­
tet werden; diese Prinzipien bilden eine unlösbare 
Einheit. Das Selbstbestimmungsrecht und die Souve­
ränität müssen notwendigerweise dort ihre Grenzen 
haben, wo ihre Ausübung das Prinzip der Friedens­
sicherung verletzt. Dieser Grundsatz ist bei der Ein­
schätzung aller Bestimmungen des Friedensvertrags­
entwurfs zu berücksichtigen.

Die historischen Erfahrungen haben gezeigt, daß die 
Sicherung des Friedens in Europa zur Voraussetzung 
hat, den deutschen Imperialisten die militärischen 
Möglichkeiten zur Entfachung eines Krieges zu neh­
men. Deshalb enthält der sowjetische Entwurf ent­
sprechende militärische Beschränkungen (Art. 26 ff.). 
Das Fohlen eines Friedensvertrags und damit solcher 
Beschränkungen hat dazu geführt, daß in Westdeutsch­
land die alten, unverbesserlichen Militaristen ihre 
Macht wieder errichten konnten und heute durch die 
Aufstellung einer aggressiven Armee und die Aus­
rüstung dieser Armee mit Atom- und anderen Massen­
vernichtungswaffen gröblichst gegen das Prinzip der 
Friedenssicherung verstoßen.

Das deutsche Volk hat in der Vergangenheit nicht die 
Kraft aufgebracht, die deutschen Militaristen zu zü­
geln, und die Entwicklung in Westdeutschland zeigt, 
daß die Bevölkerung es dort bis heute nicht vermocht 
hat, den verhängnisvollen Einfluß der Militaristen zu 

.beseitigen. Daraus ergibt sich im Interesse der Siche­
rung des Friedens die Notwendigkeit, im Friedens­
vertrag solche wirksamen militärischen Beschränkun­
gen festzulegen, die dem deutschen Volk helfen, sich 
der Militaristen und ihrer verbrecherischen Politik zu 
entledigen.

Das Verbot der Produktion und des Besitzes von Kern- 
und anderen Massenvernichtungswaffen, von Raketen,

e Dokumente zur Außenpolitik der Regierung der DDR, 
Berlin 1957, Bd. IV, S. 48 ff.

Bombenflugzeugen und Unterseebooten (Art. 28), das 
Verbot der Produktion und des Besitzes von Kriegs­
material, das über den Bedarf der nationalen Streit­
kräfte hinausgeht (Art. 23), das Verbot, Militärbünd­
nisse einzugehen, an denen nicht die UdSSR, die USA, 
Großbritannien und Frankreich beteiligt sind, und die 
Verpflichtung, Streitigkeiten nur mit friedlichen Mit­
teln zu lösen, werden zur Bändigung des deutschen 
Militarismus führen und entsprechen damit dem Prin­
zip der Friedenssicherung. Eine bis an die Zähne be­
waffnete Armee, deren Ziel es ist, andere Völker zu 
überfallen, ist nicht der Ausdruck der Souveränität 
oder des nationalen Selbstbestimmungsrechts. Keinem 
Staat gestattet das Prinzip der Souveränität oder das 
Prinzip der nationalen Selbstbestimmung die Vor­
bereitung von Aggressionskriegen. Demzufolge können 
von einer Beschränkung der Souveränität und des 
Selbstbestimmungsrechts durch die Aufnahme solcher 
militärischen Beschränkungen nur diejenigen sprechen, 
die darunter das Recht auf Vorbereitung und Füh­
rung eines Angriffskriegs verstehen.

Niemand kann im Ernst behaupten, daß die vor­
gesehenen militärischen Beschränkungen im Wider­
spruch zum Willen des deutschen Volkes stünden. Das 
deutsche Volk ist in seiner Übergrößen Mehrheit z. B. 
gegen die Atombewaffnung. Davon zeugen die trotz 
Terrors der Adenauer-Regierung zum Ausdruck kom­
menden Willensäußerungen der Bevölkerung. Das Ver­
bot einer Volksbefragung über die Atomaufrüstung 
und die Verfolgung und Diffamierung der Bewegung 
„Kampf gegen den Atomtod“ durch die Adenauer- 
Regierung erfolgten doch gerade mit dem Ziel, den 
Willen des Volkes zu unterdrücken. Wenn die Bevölke­
rung in Westdeutschland frei entscheiden könnte, so 
würde sie sich mit überwältigender Mehrheit gegen 
eine Atombewaffnung aussprechen und damit die 
Übereinstimmung der im Friedensvertragsentwurf vor­
geschlagenen Beschränkungen mit ihrem ureigensten 
Willen bestätigen.

Die vorgesehenen militärischen Beschränkungen 
nehmen dem deutschen Volk nicht die Wehrhoheit und 
machen es auch nicht wehrlos. Es hat das Recht, eigene 
nationale Streitkräfte in der zur Landesverteidigung 
erforderlichen Höhe zu unterhalten. Der Verzicht auf 
Teilnahme an aggressiven Militärbündnissen nimmt 
dem deutschen Volk keinesfalls das Recht, sich an 
solchen Bündnissen zu beteiligen, denen die UdSSR, 
die USA, Großbritannien und Frankreich angehören. 
Daraus ergäbe sich sogar die Möglichkeit der Mitglied­
schaft Deutschlands in der NATO, wenn auch die 
Sowjetunion — wie sie das 1954 beantragt hat7 * — in 
die NATO aufgenommen wird und damit die NATO 
ihren aggressiven, gegen die sozialistischen Staaten ge­
richteten Charakter verliert. Natürlich bleibt Deutsch­
land das Recht, an einem umfassenden Sicherheits­
system auf gleichberechtigter Basis teilzunehmen 
(Art. 5).

Die militärischen Beschränkungen würden neben 
einer Beseitigung der Kriegsgefahr dem deutschen 
Volk auch helfen, seinen Wohlstand zu mehren, indem 
die Mittel, die für die Aufrüstung vorgesehen sind, für 
friedliche Zwecke verwendet werden könnten.

Man kann auch schwerlich behaupten, daß das öster­
reichische Volk oder andere Völker, die sich aus Mili­
tärbündnissen heraushalten und die keine Bewaffnung 
in einem solchen Umfang betreiben, wie das der deut­
sche Militarismus zum Ziel hat, sich damit in ihrer 
Souveränität und ihrem Selbstbestimmungsrecht be­
schränkt fühlen. Im Gegenteil, sie betrachten das als 
eine Voraussetzung für ihre ungestörte und friedliche 
Entwicklung.

Um dem Prinzip der Sicherung des Friedens zu ge­
nügen, muß auch das Prinzip der territorialen Inte­
grität respektiert werden. Dementsprechend enthält 
der Friedensvertragsentwurf die Anerkennung der am 
1. Januar 1959 bestehenden Grenzen (Art. 8 bis 12). 
Diese Grenzen sind das Ergebnis der Eroberungs- und 
Ausrottungspolitik des deutschen Imperialismus. Sie 
sind kein Verhandlungsgegenstand, sondern es geht 
ausschließlich darum, diese Grenzen auch im Friedens-

7 vgl. die Note der Regierung der Sowjetunion vdm 31. März
1954, veröffentlicht in „Neues Deutschland“ vom 2. April 1954.
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